
1364 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates XI. GP. 

Bericht 
des Unterrichtsausschusses 

über die Regierungsvorlage (1244 der Bei­
lagen): Bundesgesetz über montanistische 

Studienrimtungen 
Die Bundesregierung hat am 22. April 1969 

den Entwurf eines Bundesgesetzes über monta­
nistische Studienrichtungen im Nationalrat einge­
bracht. Das Allgemeine Hochschul-Studiengesetz, 
BGBl. N r. 177/1966, das die Grundsätze für eine 
Neugestaltung der Studienvorschriften an den 
wissenschaftlichen Hochschulen enthält, sieht 
nämlich vor, daß die nähere Regelung bezüglich 
der einzelnen Studienrichtungen besonderen 
Studiengesetzen vorbehalten bleibt. Als erstes 
besonderes Studiengesetz wurde das Bundesgesetz 
über sozial- und wirtschaftswissenschaftliche 
Studienrichtungen bereits verabschiedet und als 
nächstes am 26. März 1969 das Bundesgesetz über 
technische Studienrichtungen im Nationalrat ein­
gebracht. Das vorliegende Bundesgesetz ist dem­
nach das dritte besondere Studiengesetz und folgt 
in seinem Aufbau sowie in einer Reihe von Be­
stimmungen allgemeiner Art dem Bundesgesetz 
über technische Studienrichtungen. 

Der Unterrichtsausschuß hat sich mit diesem 
Gesetzentwurf - erstmals in seiner Sitzung am 
18. Juni 1969 in Gegenwart des Bundesmiriisters 
für Unterricht Dr. Mo c k befaßt. Es wurde der 
einstimmige Beschluß gefaßt, einen Unteraus­
schuß einzusetzen, dem folgende Abgeordnete an­
gehörten: Dipl.-Ing. Dr. Johanna Ba y e r, Dok­
tor Hertha F i r n b erg, Dr. G ei ß 1 e r, Dok­
tor G r u b e r, Dr. Stella K lei n - L ö w, La n c, 
Lei s s e r, Dipl.-Ing. Dr. Lei t n e r, Lu p t 0-

wi t sund Dr. S c r i n z i. 
Dieser Unterausschuß hat dem Unterrichtsaus­

schuß am 4. Juli 1969 als Ergebnis seiner Tätig­
keit einen Bericht mit 26 Abänderungsvorschlägen 
zum Geseztentwurf vorgelegt. 

Dr. Geißler 
Berichterstatter 

Meritorische Abänderungen von größerer 
Wichtigkeit ~aren: der Einbau einer S t u die n­
r ich tun g "We r k s t 0 f f w iss e n s c h a f­
te n" im § 4 Abs. 1, was weitere Veränderungen 
im § 6 (Einbau einer neuen lit. i) und die Strei­
chung des Studienzweiges "Werkstoffwesen" im 
§ 9 Abs. 4 lit. e Z. 5 der Regierungsvorlage zur 
Folge hatte. Die Prüfungsfächer im· S t u die n­
z w e i g "M 0 n t a n g e 0 log i e" wurden näher 
umschrieben (§ 6, neue lit. j). 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
S eh a f fun g neu e r S tu die n r ich t u n­
gen im Wege der Studienordnung (§ 9 Abs. 2 der 
Regierungsvorlage) wurde gestrichen. Hinsichtlich 
der P r ü fun g s f ä ehe r wurden die An­
derungsmöglichkeiten auf deren Bezeichnung bzw. 
Zusammenfassung oder Teilung (§ 9 Abs. ,3 der 
Regierungsvorlage) eingeschränkt. 

Von ganz besonderer Bedeutung ist der ver­
suchsweise Einbau der S t u die n kom m iss i o­
n e n durch Einfügung eines neuen § 12 i.n den 
Gesetzentwurf. Da die Bestimmungen über die 
Studienkommissionen wörtlich mit den diesbe­
züglichen Bestim·mungen im Bericht zum Bundes­
gesetz über technische Studienrichtungen (1225 
der Beilagen) übereinstimmen, wird hinsichtlich 
der Einzelheiten auf die in diesem Ausschuß­
bericht enthaltenen Ausführungen (1363 der Bei­
lagen) verwiesen. 

Der Unterrichtsausschuß hat den vom Unter­
. ausschuß vorgeschlagenen Gesetzestext mit Stim­
meneinhelligkeit angenommen. 

Der Ausschuß stellt daher .. den A n t rag, der 
Nationalrat wolle dem a n g e s chI 0 s sen e n 
G e set zen t w u r f die verfassungsmäßige Zu­
stimmung erteilen. 

Wien, am 4. Juli 1969 

Dr. Gruber 
Obmann 

'j. 
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2 1364 der Beilagen 

'j. 

Bundesgesetz vom XXXXXXXXXX I skription yon neun Semestern. Für die Anfert,i-
über montanistische Studienrichtungen gung der Diplomar:beit und. die Arbleg,ung der 

zweit,en Diplomprüfung ist ein Zeitraum von 
Der Nationalrat hat beschlossen: einem weiteren Semester vorzusehen; eine In­

I. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§1.Grundsätze und Ziele 

Die in diesem Bundesgesetz vorgesehenen Stu­
dienrichtungen sind im Sinne ,der Grundsätze und 
Ziele des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes, 
BGBl. Nr. 177/1966, zur Entwicklung der 
montanistischen Wissenschaften, zum Zwecke 
der Heranbildung des wissenschaftlichen Nach­
wuchses, der wissenschaftlichen Berufsvorbildung 
und darüber hinaus der Weiterentwicklung der 
Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher 
und konstruktiver Arbeit auf dem Gebiet der 
montanistischen Wissenschaften zu gestalten. 

§ 2. A k ade m is c h e G rad e 

(1) An die Absolventen der Diplomstudien der 
in § 4 angeführten Studienrichtungen wird der 
akademische Grad "Diplom-Ingenieur", abge­
kürzt "Dipl.-Ing.", verliehen. 

(2) An die Absolventen des Diplomstudiums 
des in § 4 Abs. 3 lit. bangeführten Studien­
zweiges "Montangeologie" wird der akademische 
Grad "Magister der Naturwissenschaften", latei­
nische Bezeichnung "Magister re rum naturalium", 
abgekürzt "Mag. rer. nat." verliehen. 

(3) An die Absolventen der Doktoratsstudien 
(§ 11) wird der akademische Grad "Doktor der 
montanistischen Wissenschaften", lateinische Be­
zeichnung "Doctor rerum montanarum", abge­
kürzt "Dr. mont.", verliehen. 

11. ABSCHNITT 

Diplomstudien 

§ 3. S t u die n d aue run d S t u die n­
abschnitte 

(1) Das Studium zur Erwerbung des im § 2 
Abs. 1 genannten Diplomgrades besteht aus 
zwei Studienabschnitten und erfordert die In-

skription ist nicht erforderlich. 
(2) Die zwei Studienabschnitte umfassen je 

fünf Semester. 
(3) Die zuständige akademische Behörde hat 

auf Antrag des Studierenden die Inskription von 
einem Semester, höchstens alb er von zwei 
Semestern zu erlassen, w,enn der Studierende die 
vorgesehenen Lehrveranstaltungen innerhalb der 
verkürzten Studiendauer insh~biert (§ 10 Allge­
meines Hochschul-Studiengesetz) und den ersten 
Teil der zweit,en Diplomprüfung (§ 10 Abs. 1 
zweiter Satz) abgelegt hat. 

(4) Jeder Studien abschnitt wird mit einer 
Diplomprüfung abgeschlossen. 

§ 4. S tu die n r ich tun gen und 
Studienzweige 

(1) Folgende Studienrichtungen sind einzurich-
ten: 

a) Bergwesen; 
b) Erdölwesen; 
c) Markscheidewesen; 
d) AngewandteGeophysikj 
e) Hüttenwesenj 
f) Gesteinshüttenwesen; 
g) Montanmaschinenwesen; 
h) Kunststoff technik; 
i) Werkstoffwissenschaften. 

(2) Werden innerhalb einer Studienrichtung 
Gruppen von Fächern zur Wahl gestellt, die nur 
gemeinsam ,gewählt werden dürfen, so sind' soldle 
Wahlfächergruppen als Studienzweige zu bezeich­
nen. 

(3) Folgende Studienzweige sind einzurichten: 
a) In der Studienrichtung "Hüttenwesen"': 

1. Eisenhüttenwesen; 
2. Metallhüttenwesenj 
3. Verformungswesen; 
4. Metallkunde; 
5. Gießereiwesen; 
6. Betriebs- und Energiewirtschaft. 

b) Montangedogie. 
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1364 der Beilagen 3 

§ 5. E r s teD i pI (j m p r ü fun g \ wenden. Hat der Studierende mehr als einen 
(1) Die Zulassung zur ersten Diplomprüfung . ~rüfu?gsteil zunäcI:st ohne .. E:folg ~bgelegt, so 

setzt die Erfüllung der im § 27 Abs. ·2 des All_lls~ dIe l~tzte (d.ntte) z~lassige Wikederh~lu.ng 
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes festgesetzten I dIeser Prufungstelle gemeInsam als ommlSSlO­
Bedingungen voraus. neUe Prüfung vor einem Prüfungssenat a.bzu-

legen. Der Prüfungssenat hat aus den LeItern 
(2) Die erste Diplomprüfung ist eme Gesamt- der betreffenden Lehrveranstaltungen, mindestens 

prüfung. S{e ist nach Wahl des Kandidaten aber aus einem Vorsitzenden und zwei Prüfungs-
a) entweder in der Form von Teilprüfungen kommissionären zu bestehen. 

von Einzelprüfern, (7) Besteht eine Teilprüfung aus mehreren Prü-
b) oder als kommissionelle Prüfung in zwei fungsteilen, so gilt sie nur dann als mit Erfolg 

Teilen vom gesamten Prüfungssenat nach abgelegt, wenn jeder Prüfungsteil zumindest mit 
Maßgabe der folgenden Bestimmungen I der Note "genügend" beurteilt wurde (§ 29 des 
abzuhalten: Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes). 

aa) Der erste Teil der kommissionellen 
Prüfung umfaßt mindestens zwei, 
höchstens aber drei vom Kandidaten 
anzugebende Prüfungsfächer der ersten 
Diplomprüfung. Die übrigen Prüfungs­
fächer der ersten Diplomprüfung sind 
im zweiten Teil der kommissionellen 
Prüfun1g ,zu prüfen; 

bb) meldet sich der Kandidat nach dem 
ersten Studienjahr zum ersten Teil der 
kommissionellen Prüfung, so umfaßt 
sie diejenigen Prüfungsfächer bzw. 
diejenigen Prüfungsteile derselben, die 
den im ersten Studienjahr inskribierten 
Lehrveranstaltungen entsprechen. Der 
zweite Teil der kommissionellen Prü­
fung umfaßt die übrigen Prüfungs­
fächer bzw. Prüfungsteile. 

(3) Beantragt der Kandidat die kommissionelle 
Abnahme der ersten Diplomprüfung erst nach 
Ablegung einer oder mehrerer Teilprüfungen 
(Prüfungsteile), so hat sich die kommissionelle 
Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer (Prü­
fungsteile) zu beschränken. 

(4) Umfaßt eine Teilprüfung den Stoff von 
mehreren Vorlesungen, allenfalls auch von Repe­
titorien, so zerfällt diese Teilprüfung in so viele 
Prüfungsteile, als Lehrveranstaltungen eingerich­
tet sind. Teilprüfungen und Prüfungsteile von 
solchen können frühestens nach Abschluß der 
ihren Stoff betreffenden Lehrveranstaltungen 
abgelegt werden. 

(5) Die Studienpläne können vor Ablegung 
bestimmter Teilprüfungen oder Prüfungsteile die 
erfolgreiche Ablegung einzelner' die notwendigen 
Vorkenntnisse nachweisenden Teilprüfungen oder 
Prüfungsteile vorsehen. Für das Erlöschen der 
Wirksamkeit von Prüfungsteilen sind die Be­
stimmungen des § 31 des Allgemeinen Hochschul­
Studiengesetzes anzuwenden. 

(6) Zerfällt eine Teilprüfung in mehrere Prü­
fungsteile, so sind bei der Wiederholung dieser 
Prüfungsteile die Bestimmungen des § 30 des 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes anzu-

(8) Für die Wiederholung von Vorprüfungen 
sind die Bestimmungen der Abs. 6 und 7 sinn­
gemäß anzuwenden. 

§ 6. P r ü fun g s f ä ehe r der e r s t e n 
Diplomprüfung 

Prüfungsfächer der ersten Diplomprüfung sind: 
a) In der Studienrichtung "Bergwesen": 

1. Mathematik und Darstellende Geometrie; 
i. Physik und Technische Mechanik; 
3. Chemie; 
4. Mineralogie und Geologie; 
5. Maschinenbau und Elektrotechnik; 
6. Wirtschafts- und Betriebswissenschaften. 

b) In der Studienrichtung "Erdälwesen": 
1. Mathematik und Darstellende Geometrie; 
2. Physik und Technische Mechanik; 
3. Chemie; 
4. Mineralogie und Geologie; 
5. Maschinenbau und Elektrotechnik; 
6. Wirtschafts- und·Bett1iebswissenschaften. 

c) In der Studien richtung "Markscheide­
wesen": 
1. Mathematik und Darstellende Geometrie; 
2. Physik und Technische Mechanik; 
3. Chemie; 
4. Mineralogie und Geologie; 
5. Vermessungskunde und Markscheide­

kunde; 
6. Elektrotechnik. 

d) In der Studienrichtung "Angewandte Geo­
physik": 
1. Mathematik und Darstellende Geometrie; 
2. Physik und Technische Mechanik; 
3. Chemie; 
4. Mineralogie und Geologie; 
5. Elektrotechnik. 

e) In der Studienrichtung "Hüttenwesen": 
1. Mathematik und Darstellende Geometrie; 
2. Physik und Technische Mechanik; 
3. Chemie; 
4. Maschinenbau und Elektrotechnik; 
5. Wirtschafts- und .Betriebswissenschaften. 
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4 1364 der Beilagen 

f) In der Studienrichtung "Gesteinshütten­
wesen": 
1. Mathematik und Darstellende Geometrie; 
2. Physik und Technische Mechanik; 
3. Chemie; 
4. Maschinenbau und Elektrotechnik; 
5. Wirts'chllft ... - und ,Betriebswiss,ens,chaften. 

g) In der Studienrichtung "Montanmaschi­
nen wesen" : 
1. Mathematik und Darstellende Geometrie; 
2. Physik und Technische Mechanik; 
3. Mechanische Technologie; 
4. Maschinenbau und Elektrotechnik; 
5. Wirtschafts- und Betriebswiss·enschaften. 

h) In der Studienrichtung "Kunststofftech­
nik" : 
1. Mathematik und Darstellende Geometrie; 
2. Physik und Technische Mechanik; 
3. Chemie; 
4. Maschinenbau und Elektrotechnik; 
5. Wirtschafts- und Betriebswiss,enschaften. 

i) In der Studiemichtung "Werkstoffwissen­
schaften" : 
1. Mathematik und Darstellende Geometrie; 
2. Physik und Technische Mechanik; 
3. Chemie und Mineralog,ie; 
4. Mascltinenbau IUnd Elektrotechnik; 
5. Mechanische Technologie. 

j) Im Studi,enzweig "Montangeologie": 
1. Geologie; 
2. Paläontologie; 
3. Petrologie. 

§ 7. Zu las s u n g zur z w e i t e n 
Dip 10m p r ü fun g 

(1) Die Zulassung zur 'zweiten Diplomprüfung 
setzt die Erfüllung der im § 27 Abs. 2 des All­
gemeinen Hochscltul-Studiengesetzes festgesetzten 
Bedingungen voraus. 

(2) Ordentl<iche Hörer, d,je im zweiten Stu­
dienabschnitt die Studienrichtung wechseln, 
haben bis zur Anmeldung zur zweiten Diplom­
prüfung ihre bisherigen Studien durch Ablegung 
der ersten Diplomprüfung in den für die neue 
Studienrichtung fehlenden Prüfungsfächern zu 
ergänzen. 

(3) Die Bestimmungen des § 5 Abs. 4 und 5 
sind sinngemäß anzuwenden. 

§ 8. Dip 10m a r bei t 

(1) Das Thema der Diplomarbeit ist einem 
der gewählten Studienrichtung zugehörigen Fach 
zu entnehmen. 

(2) Der ordentliche Hochschulprofessor, außer­
ordentliche Hochschulprofessor, ementierte 
Hochschulprofessor" Honorarprofessor oder 

Hochsclmldozent, der den Kandidaten bei der 
Ausarbeitung der Diplomarbeit betreut und die 
Begutachtung der Diplomarbeit übernimmt, hat 
nach Anhörung des Kandidaten im Einverneh­
men mit dem Präses der Prüfungskommission 
zur Abhaltung der zweiten Diplomprüfung fest­
zusetzen, ob die Diplomarbeit als Institutsarbeit 
oder als Hausarbeit durchzuführen ist. 

(3) Die zuständige akademische Behörde hat 
dafür zu sorgen, daß eine genügende Zahl von 
Themen für Diplomarbeiten vorgeschlagen wird 
(§ 5 Abs. 2 lit. fund § 25 Abs. 1 des Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetzes). 

§ 9. P r ü fun g s f ä ehe r der z w e i t e n 
Diplomprüfung 

(1) Auf Antrag des Kandidaten hat der Präses 
der Prüfungskommission zur Abhaltung der 
zweiten Diplomprüfung zu bewilligen, daß die 
gemäß Abs. 3 vorgesehenen Prüfungsfächer zum 
Teil g,egen Prüfungsfäclteranderer Studienrich­
tungenoder Studienzweige, die an der betreffen­
den Hochschule oder an einer anderen Hochschule 
durchgeführt werden, ausgetauschtwerden, wenn 
die Wahl im Hinblick auf wissenschaftlicb,e Zusam­
menhänge oder eine Ergänzung der wissenschaft­
lichen Berufsausbildung sinnvoll erscheint. Die 
gemäß dieser Bestimmungen gewählten Prüfungs­
fächer dürfen die Hälfte des Prüfungsstoffes der 
zweiten Diplomprüfung, gemessen an der 
Stundenzahl der für sie auf Grund des Studien­
planes zu inskribierenden Lehrveranstaltungen, 
nicht übersteigen. Aus den gewählten Prüfungs­
fächern sind Lehrveranstaltungen im Ausmaß der 
Lehrveramtaltungen für die weggefallenen Prü­
fungsfächer (Prüfungsteile) zu inskribieren. 

(2) Soferne die im A:bs. 3 genannten Prüfungs­
fädler eine Wandlung in ihrer ,Bedeutung 'und 
ihrem Inhalt erfahren, kann in den Studien­
ordnungen angeordnet werden, einzdnen d1cser 
Prüfungsfächer einsdlli,eßlich der Wahlfächer eine 
andere Bezeichnung zu .geben, sie 'Zusammen­
'Zufassen oder ~u teilen. 

(3) Prüfungsfächerder ~weiten Diplomprüfung 
sind unter Bedachtnahme auf Abs. 1: 

a) In der Studienrichtung "Bergwesen": 
1. Bergbaukunde; 
2. Aufbereiiungslehre; 
3. Bergmaschinenkunde; 
4. Lagerstättenkunde; 
5. Markscheidekunde; 
6. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn­

voll ergänzt und für das mit Hilfe der 
vorhandenen Lehr- und Forschungsein­
richtungen Lehrvcranstalt'ungen in aus­
reichendem Maße durchgeführt werden 
können. 
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1364 der Beilagen 5 

b) In der Studienrichtung "Erdölwesen": 
1. Tiefbohrtechnik und Erdölgewinnung; 
2. Lagerstättenphysik und Lagerstätten­

technik; 
3. Angewandte Geophysik; 
4. Erdölmaschinenkunde und Rohrleitungs­

bau; 
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn­

voll ergänzt und für das mit Hilfe der 
vorhandenen Lehr- und Forschungsein­
richtungen Lehrveranstaltungen in aus­
reichendem Maße durchgeführt werden 
können. 

c) In der Studienrichtung "Markscheide­
wesen" : 
1. Markscheidekunde einschließlich Landes-

vermessung ; 
2. Bergschadenkunde; 
3. Bergbaukunde; 
4. Lagerstättenkunde; 
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn­

voll ergänzt und für das mit Hilfe 
der vorhandenen Lehr- und Forschungs­
einrichtungen Lehrveranstaltungen in 
ausreichendem Maße durchgeführt 
werden können. 

d) In der Studienrichtung "Angewandte Geo­
physik": 
1. Angewandte Geophysik; 
2. Theoretische Physik; 
3. Elektronik; 
4. Lagerstättenkunde; 
5. Prospektion; 
6. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn­

voll ergänzt und für das mit Hilfe der 
vorhandenen Lehr- und Forschungsein­
richtungen Lehrveranstaltungen in aus­
reichendem Maße durchgeführt werden 
können. 

e) In der Studienridltung "Hüttenwesen" nach 
Wahl des Kandidaten: 
1. Studienzweig "Eisenhüttenwesen": 

aa) Eisenhüttenkunde; , 
bb) Wärmetechnik undOfenbau; 
ce) Metallkunde und Werkstoffprüfung; 
dd) Formgebungstechnik und Hütten-

maschinenkunde. 

2. Studienzweig "Metallhüttenwesen": 
aa) Metallhüttenkunde; 
bb) Wärmetechnik und Ofenbau; 
cc) Metallkunde und Werkstoffprüfung; 
dd) Formgebungstechnik und Hütten-

maschinenkunde. 
3. Studienzweig "Verformungswesen": 

aa) Formgebungstechnik und Hütten­
maschinenkunde ; 

bb) Hüttenkunde; 

cc) Metallkunde; 
dd) Wärmetechnik und Ofenbau. 

4. Studienzweig "Metallkunde": 
aa) Metallkunde und Werkstoffprüfung; 
bb) Metallphysik; 
cc) Hüttenkunde; 
dd) Formgebungstechnik. 

5. Studienzweig "Gießereiwesen": 
aa) Gießereikunde; 
bb) Hüttenkunde; 
cc) Wärmetechnik und Ofenbau; 
dd) Metallkunde und Werkstoffprüfung. 

6. Studienzweig "Betriebs- und Energie­
wirtschaft" : 
aa) Wirtschafts- und Betriebswissen-

schaften einschließlich Unter-
nehmensführung; 

bb) Hüttenkunde; 
cc) Wärmetechnik, Ofenbau und Ener­

giewirtschaft; 
dd) Formgebungstechnik und . Hütten­

maschinenkunde. 

f) In der Studienrichtung "Gesteinshütten-
wesen": 

1. Gesteinhüttenkunde; 
2. Aufbereitungslehre; 
3. Wärmetechnik und Ofenbau; 
4. Mineralogie und Gesteinskunde; 
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn­

voll ergänzt und für das mit Hilfe der 
vorhandenen Lehr- und Forschungsein­
richtungen Lehrveranstaltungen in aus­
reidlendem Maße durchgeführt werden 
können. 

g) In der Studienrichtung "Montanmaschinen-
wesen": 

1. Montanmaschinenbau; 
2. Allgemeiner Maschinenbau; 
3. Wärmetechnik und Ofenbau; 
4. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn­

voll ergänzt und für das mit Hilfe der 
vorhandenen Lehr- 'und Forschungsein­
richtungen Lehrveranstaltungen in aus­
reichendem Maße durchgeführt werden 
können. 

h) In der Studienrichtung "Kunststofftech­
nik": 

1. Chemie der Kunststoffe; 
2. Technologie und Verarbeitung der 

Kunststoffe; 
3. Prüfung der Kunststoffe; 
4. Entwerfen und Konstruieren 111 Kunst­

und Verbundstoffen ; 
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn­

voll ergänzt und für das mit Hilfe der 
vorhandenen Lehr- und Forschungsein­
richtungen Lehrveranstaltungen in aus-
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6 1364 der Beilagen 

reichendem Maße durchgeführt werden 
könncn. 

i) In der Studienrichtung "Werkstoffwissen­
schaften: 
1. Metallkunde und Werkstoffprüfung; 
2. Werkstoffkunde nichtmetallischer W erk-

stoffe; 
3. Hüttenkunde und Formgebungstechnik; 
4. Kunststoff technik ; 
5. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn­

voll ergänzt und für das mit Hilfe der 
vorhandenen Lehr- und Forschungsein­
richtungen Lehrveranstaltungen in aus­
reichendem Maße durchgeführt werden 
können. 

j) Im Studienzweig "Montangeologie" : 
1. Geologie; 
2. Lagerstättenkunde; 
3. Angewandte Geophysik; 
4. Angewandte Geochemie; 
5. Grundzüge des Berg- und Erdölwesens; 
6. ein Wahlfach, das die Pflichtfächer sinn­

voll ergänzt und für das mit Hilfe der 
vorhandenen Lehr- und Forschungsein­
richtungen Lehrveranstaltungen in aus­
reidlcndem Maße durchgeführt werden 
können. 

§ 10. Durchführung der zweiten 
Diplomprüfung 

(1) Die zweite Diplomprüfung ist eine Gesamt­
prüfung, die in zwei Teilen abzulegen ist. Der 
erste ,Teil ist nach Wahl <les Kandidaten in der 
Form von Teilprüfungen vor Einzelprüfern oder 
als kommissionelle Prüfung aus allen Prüfungs­
fächern gemäß § 9 abzulegen. Der zweite Teil 
ist jedenfalls als kommissionelle Prüfung vom 
gesamten Prüfungssenat abzuhalten und besteht 
aus zwei Prüfungsfächern: 

a) dem Prüfungsfach, dem das Thema der 
Diplomarbeit zuzuordnen ist; 

b) dem Prüfungsfach, das als Schwerpunkt der 
Studienrichtung (des Studienzweiges) anzu­
sehen ist. 

Würde sich gemäß lit. a und lit. b das gleiche 
Prüfungsfach ergeben, so hat der Präses der Prü­
fungskommission zur Abhaltung der zweiten 
Diplomprüfung nach Anhörung des Kandidaten 
ein zweites Prüfungsfach so zu bestimmen, daß 
es zusammen mit dem ersten Prüfungsfach einen 
Gesamtüberblicküber die wissenschaftliche Be­
rufsvorbildung gibt. Der Kandidat ist berechtigt, 

(3) Der zweite Teil der zweiten Diplomprüfung 
ist mündlich abzuhalten. Die Bestimmungen des 
§ 5 Abs. 4 bis 8 sind sinngemäß anzuwenden. 

III. ABSCHNITT 

Doktoratsstudien 

§ 11. D 0 k tor a t der mon t a n ist i s c he n 
Wissenschaften 

(1) Voraussetzung für die Erwerbung des Dok­
torates der montanistischen Wissenschaften ist 
die Ablegung der zweiten Diplomprüfung einer 
der in diesem Bundesgesetz geregelten Studien­
richtungen oder die Ablegung der abschließenden 
Diplomprüfung einer gleichwertigen (§ 21 Abs. 5 
Allgemeines Hochschul-Studiengesetz), an einer 
anderen in- oder ausländischen Hodlschule absol­
vierten Studienrichtung. 

(2) Eine Inskription ist abweichend von den 
Bestimmungen des § 14 Abs. 7 des Allgemeinen 
Hochschul-Studiengesetzes nicht zu fordern. 
Gemäß § 21· Abs. 5 des Allgemeinen Hoch­
schul-Studiengesetzes notwendige ergänzende 
Studien und Prüfungen sind bis zur Vorlage der 
Dissertation nachzutragen. § 21 Abs. 3 des All­
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes gilt sinn­
gemäß. 

(3) Das Thema der Dissertation ist den auf 
Grund dieses Bundesgesetzes eingerichteten Stu­
dien der montanistischen Wissenschaften zu ent­
nehmen. 

(4) Prüfungsfächer des Rigorosums sind: 
a) das Fach, dem das Thema der Dissertation 

zuzuordnen ist; 
b) ein Fach, das vom Präses der zuständigen 

Prüfungskommission nach Anhörung des 
Kandidaten und der Begutachtung der Dis­
sertation auf Grund des thematischen Zu­
sammenhanges mit der Dissertation zu 
bestimmen ist. Der Kandidat ist berechtigt, 
einen Vorschlag zu machen. 

(5) Das· Rigorosum ist eine Gesamtprüfung, 
die in der Form einer kommissionellen Prüfung 
vom gesamten Prüfungssenat abzuhalten ist. 

IV. ABSCHNITT 

Übergangsbestimmungen, Durchführungsbestim­
mungen und Vollziehung 

einen Vorschlag zu machen. § 12. S t u die n kom m i s si 0 n e n 

(2) Beantragt der Kandidat die kommissionelle (1) Für die Dauer der Studienjahre 1969/70 
Abnahme. des ersten Teiles der zweiten Diplom- und 1970/71 ist an den Hochschulen, denen ge­
prüfung erst nach Ablegung einer oder mehrerer mäß § 15 Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul­
Teilprüfungen, so erstreckt sich die kommissio- Studiengesetzes die Einricht·ung der in diesem 
nelle Prüfung auf die restlichen Prüfungsfächer .. Bundesges,etz geregelten Studien obliegt, für jede 
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Studienrichtung eme Studienkommission einzu­
setzen. 

(2) Die Studienkommissionen sind zuständige 
akademische Behörde zur Erlassung der Studien­
pläne gemäß § 17 des Allgemeinen Hochschul­
Studiengesetzes. Abweichend von den Bestim­
mungendes § 9 dieses Bundesgesetzes obliegen 
ihnen während des in Abs.. 1 ,genannten Zeit­
raumes Bewilligungen gemäß § 9 Abs. 1 dieses 
Bundesgesetzes. Weiters gehören in ihren Auf­
gahel1!bereich die Ausartbeiturug von Empfehlun­
gen über die Gestaltung von Lehrveranstaltungen 
und Prüfungen sowie die Befassung mit den Ur­
sachen von Studienverzögerungen und die Aus­
arbeitung von Empfehlungen zu ihrer Beseiti­
gung. 

(3) Jeder Studienkommission haben in gleicher 
Zahl, mindestens aber drei Vertr·eter folgender 
drei Gruppen anzugehören: 

a) Hochschulprofessoren; 
b) H~chschulassistenten, Hochschuldozenten, 

Lektoren, Lehrbeauftragte, Beamte und 
Vertragsbedienstete des wissenschaftlichen 
Dienstes, Bundeslehrer und Vertragslehrer , 
Vertragsassistenten; 

c) Studenten. 

Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu be­
stellen. Die Vertreter der Hochschulprofessoren 
sind von der zuständigen akademischen Behörde, 
die Vertreter der Hochschulassistenten (sowie der 
anderen unter lit. b erwähnten Personengruppen) 
sind von einer vom Vorsitzenden des Dienst­
stellenausschusses für Hochschullehrer einzuberu­
fenden Versammlung, die Vertreter der Studen­
ten sind vom zuständigen Fachschaftsausschuß der 
österreichischen Hochs,chülerschaft zu entsenden. 

(4) Die Studienkommiss!ionen sind erstmalig 
vom Rektor einzuberufen. Sie haben in ihrer 
ersten Sitzung einen Vorsitzenden aus dem Kreise 
der Hochschulprofessoren zu wählen. Die Bestim­
mungen des § 27 des Hochschul-Organisations­
gesetzes, BGBl. Nr. 154/1955, sind sinngemäß 
aneuwenden. 

(5) Zu einem 'BeschLuß der Studienkommiss,ion 
ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte 
der Mitglieder erf01'derlich. Ein Antrag gilt als 
angenommen, wenn mehr als die Hälfte der in 
der Sitzung anwesenden Mitglieder für den An­
trag gestimmt hat. Der Vorsitzende stimmt mit. 
Ein Beschluß .kommt jedoch nicht zustande, wenn 
alle Mitglieder einer der 'Lm Abs. 3 genannten 
Gruppen geschlossen geg,en den Antrag gestimmt 
haben. Im übrigen sind auf .die Geschäftsführung 
der Studienkommission die Bestimmungen des 
§ 25 des Hochschul-Organisationsgesetzes sinn­
gemäß anzuwenden. 

(6) Die Bestimmungen des. § 5 des Hochschul­
Organisationsgesetzes gelt,en sinngemäß. 

§ 13. übe r g a n g sb e s ti m m u n gen 

(1) Das Studienjahr 1968/69 ist ordentlichen 
Hörern, die sich gemäß § 45 Abs. 8 des Allge­
meinen Hochschul-Studiengesetzes den auf Grund 
dieses Bundesgesetzes zu erlassenden Studien vor­
schriften unterworfen und im Studienjahr 1968/ 
69 Lehrveranstaltungen einer der durch dieses 
Bundesgesetz' geschaffenen Studienrichtung inskri­
biert haben, in die gemäß § 3 festgesetzte Seme­
sterzahl einzurechnen. 

(2) Im Studienjahr 1968/69 inskribierte Lehr­
veranstaltungen gelten auch dann als ordnungs­
gemäß inskribiert, wenn sie nach dem Studien plan 
erst in einem der folgenden Semester zu inskri­
bieren wären. 

(3) Lehrveranstaltungen, die nach den zu erlas­
senden Studienplänen (§ 17 Allgemeines Hoch­
schul-Studiengesetz) schon zu einem früheren 
Zeitpunkt hätten inskribiert werden sollen, sind 
bis zum Antreten zur nächsten Diplomprüfung 
nachzuholen. 

(4) Für ordentliche Hörer, die ihr Studium vor 
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes begonnen 
haben und sich den neuen Studien vorschriften 
nicht gemäß § 45 Abs. 8 des AUgemeinen Hoch­
schul-Studiengesetzes unterwerfen, gelten fol­
gende Bestimmungen: 

a) Die Bestimmungen des § 30 Abs. 3 des All­
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes sind 
anzuwenden; 

b) die neuerliche Inskription von Lehrveran­
staltungen ist nur nach Maßgabe der Be­
stimmungen des § 30 Abs. 3 des Allgemei­
nen Hochschul-Studiengesetzes erforderlich; 

c) das Zeugnis über die r. Staatsprüfung ist 
auszustellen, wenn aus allen Prüfungsgegen­
ständen der r. Staatsprüfung Einzelprüfun­
gen mit Erfolg abgelegt wurden. 

(5) Personen, die an der Montanistischen Hoch­
schule in Leoben die zweite Staatsprüfung abge­
legt haben, sind zur Führung des akademischen 
Grades ;,Diplom-Ingenieur" (§ 2 Abs. 1) berech­
tigt. Auf Studierende, die im Sinne des § 45 
Abs. 7 des Allgemeinen Hochschul-Studiengeset­
zes ihr Studium nach den bisher geltenden Stu­
dienvorschriften vollenden, sind die Bestimmun­
gen des § 2 Abs. 1 anzuwenden. 

§ 14. Dur c h f ü h r urig s b e s tim m u n gen 

(1) Die Studienordnungen für die im § 4 aufge­
zählten Studien sowie die Studienordnung zur 
Erwerbung des Doktorates der montanistischen 
Wissenschaften sind auf Grund der Bestimmun­
gen dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit 
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den Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul- § 1 des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes 
Studien gesetzes zu erlassen. festgelegten Zielen zu dienen. 

§ 15. I nk r a f t t re t e nun d Voll z i e­
hung 

(2) Die Durchführung der in diesem Bundes­
gesetz geregelten Studien ist durch geeignete 
Lehr- und Forschungseinrichtungen auf dem 
Gebiete der. montanistischen Wissenschaften zu 
sichern. Diese Lehr- und Forschungseinrichtungen (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober 
(§§ 58 bis 62 Hochschul-Organisationsgesetz, 1969 in Kraft. 
BGBl. J'fr. 154/1955) sowie die von ihnen durch- (2) Mit der Voll ziehung dieses Bundesgesetzes 
geführten Forschungsprogramme haben den im ist der Bundesminister für Unterricht betraut. 
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